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Kreis Gütersloh 
Abteilung Arbeit und Soziales 
Sachgebiet 3.3.3 

 Rheda-Wiedenbrück, 12.05.2009 

 
 

Ergebnisprotokoll 
 

der 2. Regionalplanungskonferenz  „Eingliederungshilfe Wohnen“  
am 06.05.2009 im Kreishaus Gütersloh 

 
 
 
Beginn: 14.30 Uhr 
Ende: 17:00 Uhr 
 
Teilnehmer:  siehe Anwesenheitsliste (Anlage 1) 
 
Tagesordnung: 
 
TOP 1: Begrüßung 
 
TOP 2: Aktuelle Zahlen zum Wohnen von behinderten Menschen im Kreis Gütersloh  
 
TOP 3: Kurzer Sachstandsbericht zum FUD-Projekt des Landschaftsverbandes 
 
TOP 4: Stand Rahmenzielvereinbarung Wohnen II (inklusive KoKoBes) 
 
TOP 5: Stand der Planungen von Wohnangeboten für Menschen mit geistigen Behinderungen im Kreis Gütersloh 
 
TOP 6: Ergebnisse der Arbeitsgruppen 
 
TOP 7: Diskussion/Weitere Vorgehensweise 
 
TOP 8: Sonstiges 
 
 

_______________________ 
 
 
Zu TOP 1: 
Herr Jung begrüßte die Anwesenden zur 2. Regionalplanungskonferenz für den Kreis Gütersloh. Er 
wies darauf hin, dass Herr Feischen vom LWL-Wohnverbund als Vertretung für Frau Prof. Dr. Börner 
(LWL-Klinik) teilnehme. Ergänzungen zur Tagesordnung wurden nicht vorgetragen.  
 
Zu TOP 2: 
Die Vertreter des LWL trugen aktuelle Zahlen aus dem Bereich Wohnen für das 2. Halbjahr 2008 vor 
(Anlage 2). Herr Wedershoven wies eingangs darauf hin, dass der Kreis mit Blick auf die ambulante 
Quote weiterhin landesweit sehr gut dastehe. 
 
Folgende Entwicklungen wurden hervor gehoben: 
 

• Im direkten Vergleich zwischen Bedarf und vorhandenen Plätzen sei das wohnortnahe statio-
näre Platzangebot für geistig behinderte Menschen im Gebiet des Kreises Gütersloh nicht aus-
reichend. Diese Unterversorgung mache Zusteuerungsbedarf notwendig. Bei der räumlichen 
Verteilung der BewohnerInnen wurde deutlich gemacht, dass vor allem im Bereich der geistig 
behinderten Menschen eine hohe Fremdbelegungsquote (42 %) vorläge. Viele Menschen aus 
dem Kreis Gütersloh erhielten stationäre Eingliederungshilfen außerhalb des Kreisgebietes. Es 
erging der Appell an die anwesenden Leistungsanbieter, Einwohner des Kreises Gütersloh bei 
der Platzbelegung zu bevorzugen. Gründe für die hohe Fremdbelegungsquote seien beispiels-
weise eine (zeitweise) Unterversorgung mit adäquaten Angeboten, eine erhöhte Frequentie-
rung von Klinik- und Anstaltsorten und familiäre Bindungen. Im Nachgang zu der Sitzung legte 
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der LWL eine Aufstellung über die Belegung mit Externen in einzelnen Behinderteneinrichtun-
gen zum Stichtag 31.12.2008 vor (Anlage 3). 

• Im 2. Halbjahr 2008 sei die Anzahl der LeistungsempfängerInnen aus dem Kreis Gütersloh im 
Ambulant Betreuten Wohnen weiter angestiegen. Die überwiegende Mehrheit machen dabei 
psychisch behinderte Menschen und Suchtkranke aus. 

• Der Bereich „Wohnen in Gastfamilien“ verzeichne landesweit eine hohe Zuwachsrate, sei aber 
im Kreis Gütersloh eher schwach ausgebaut. Eine frühe Sensibilisierung für diese Wohnform 
sei wichtig.  

• Auffallend hoch im Vergleich zu den anderen Gebietskörperschaften im Bereich des LWL sei 
die große Nachfrage nach neuen Bauprojekten und Wohnmöglichkeiten für Menschen mit Be-
hinderungen im Kreis Gütersloh. 

• Bei den im Rahmen des individuellen Hilfeplanverfahrens beratenen Fällen fiele im 2. Halbjahr 
2008 die vergleichsweise hohe Quote von Menschen über 50 Jahre auf.  

 
Zu TOP 3: 
Das ambulante Hilfesystem soll nach den Plänen des LWL weiter entwickelt werden. In diesem Zu-
sammenhang steht auch das Projekt „Familienunterstützende Hilfen“. Im Rahmen des Projektes soll 
geprüft werden, ob es aus wirtschaftlichen Gründen zweckmäßig ist, Familien zu unterstützen, in denen 
erwachsene Kinder mit Behinderungen leben, um dadurch den Eintritt in die ambulante oder stationäre 
Wohnbetreuung hinauszuschieben, bzw. die dort eintretenden Hilfebedarfe zu verringern.  
 
Die Evaluierung der Ergebnisse für das FUD-Projekt ist in den Modellregionen Herford und Dortmund 
abgeschlossen, allerdings liegt dem LWL die Auswertung bisher nicht vor. Ende Mai findet eine Feed-
backrunde unter Beteiligung der Universität Dortmund statt. Ziel sei es, innerhalb von ca. 3 Monaten 
Schlüsselelemente für ein tragfähiges Konzept zu erarbeiten. Danach werden an Hand einer erneuten 
Ausschreibung Kommunen für die konkrete Umsetzung gesucht. 
 
Zu TOP 4: 
Von der Umsetzung der zwischen der Landesarbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtsverbände des Landes NRW und den Landschaftsverbänden Rheinland und Westfalen-Lippe 
abgeschlossenen Rahmenzielvereinbarung Wohnen II berichtete Herr Wedershoven Folgendes: 
 

• Anfang Juli sei das nächste Treffen der Vereinbarungspartner zur konkreten Umsetzung der 
Ziele angesetzt. 

• An der katholischen Hochschule Münster sei eine Forschungsgruppe zur Untersuchung von 
Gelingensfaktoren für das Wohnen älterer Menschen mit Behinderung eingesetzt worden, an 
der sich der LWL ebenfalls beteilige. Die Laufzeit der Forschungsarbeit wird 2-3 Jahre betra-
gen. 

• Wegen des Ausbaus der Beratungslandschaft im Gebiet des LWL wurden Erfahrungswerte mit 
den im Bereich des LVR installierten sog. „KoKoBes“ ausgewertet. Der LWL ist zu dem Ergeb-
nis gekommen, dass für den Bereich Westfalen-Lippe keine Festlegung auf das dortige System 
mit Sozialpädiatrischen Zentren und KoKoBes erfolgen soll. Ziel sei es stattdessen, bis Ende 
2009 ein eigenes Beratungsmodell zu entwickeln, das bereits in 2010 umgesetzt werden soll. 
Aufgrund vorhandener Besonderheiten in der Beratungslandschaft werde es voraussichtlich 
aber kein Gesamtkonzept für Westfalen-Lippe geben. 

• Im Bereich der psychisch behinderten Menschen wird der Ausbau von Tagesstätten entspre-
chend der vorhandenen Bedarfe diskutiert. Daneben wird über Alternativen zu den Tagesstät-
ten nachgedacht. 

 
Zu TOP 5: 
Herr Henke, Werkstatt für behinderte Menschen, berichtete, dass die Anbieter für geistig behinderte 
Menschen einen Unterarbeitskreis in der GAG gebildet hätten. Danach stellten Herr Henke (WfbM), 
Herr Rustige (Lebenshilfe) und Herr Daubertshäuser (v. B. A. Bethel) die in Planung befindlichen Bau-
vorhaben vor: 
 

• WfbM: Am Standort „Unter den Ulmen“ in Gütersloh wird eine neue Wohneinrichtung gebaut, 
die 24 stationäre Plätze sowie eine Tagesbetreuung mit 20 Plätzen vorhält. Unterlagen zu die-
sem Bauvorhaben sind dem Protokoll beigefügt (Anlage 4). 

• Lebenshilfe: In Harsewinkel wird als Ersatz für die Wohngruppe Lärchenweg ein neues Gebäu-
de in Apartmentform errichtet. Darin soll sowohl die Pflege schwerstmehrfachbehinderter Men-
schen als auch unterstütztes Wohnen möglich sein. Darüber hinaus sei für Harsewinkel ein An-
gebot im Rahmen des LT 24 in Planung. 
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• v. B. A. Bethel: das Wohnangebot der v. B. A. Bethel richtet sich an geistig behinderte Men-
schen mit komplexen Störungen, herausforderndem Verhalten und besonderem Strukturie-
rungsbedarf in einem engen Rahmen (LT 10). Zur Zeit sei man auf der Suche nach einem ge-
eigneten Grundstück im Nordkreis des Kreises Gütersloh möglichst mit räumlicher Nähe zur 
Werkstatt für behinderte Menschen. 

 
Auf Nachfrage erläuterte Frau Arntz, dass es sich bei den vorgestellten Projekten nicht um die Schaf-
fung zusätzlicher stationärer Plätze, sondern um eine Verlagerung in den Kreis Gütersloh handele. 
Frau Klingert wies darauf hin, dass durchgängige Systeme von stationär nach ambulant und umgekehrt 
ohne damit verbundenen Wohnortwechsel für die betroffene Klientel wünschenswert wäre. 
 
 
Zu TOPs 6 und 7: 
Die beiden Unterarbeitsgruppen der Regionalplanungskonferenz stellten ihre Ergebnisse vor. Zunächst 
referierte Frau Arntz vom LWL für die Arbeitsgruppe „Wohn- und Betreuungsformen für Menschen 
mit erhöhten Bedarfen“ (Anlage 5). Es wurden Personengruppen heraus gearbeitet, für die nach An-
sicht der Teilnehmer im Kreis Gütersloh zusätzlicher Betreuungsbedarf gesehen wird. Für drei Perso-
nengruppen wurden Konzeptentwürfe erarbeitet. Grundsätzlich wird auch für Personen mit multiplen 
Störungen die Möglichkeit des ambulanten Wohnens gesehen, sofern flexiblere Module als bisher 
denkbar sind. 
 
Frau Arntz ergänzte, dass sie im Nachgang zu den Sitzungen der Arbeitsgruppe für den Bereich der 
suchtkranken Menschen von den Einrichtungsträgern die Aussage erhalten habe, dass das vorhande-
ne Angebot ausreiche (Anlage 6). Daraufhin erläuterte Herr Wedershoven, dass Module wie Nachtbe-
reitschaft, Basisdienstmodul, etc., zwischen LWL und Einrichtungsträgern bereits konkret im Gespräch 
seien.  
 
Im Anschluss wurden die Ergebnisse zur Diskussion frei gegeben mit der Bitte, weitergehende Ar-
beitsaufträge an die Gruppe zu formulieren. Aus dem Plenum kamen folgende Anregungen:  
 

• Es fehle an kleinerem, bezahlbarem Wohnraum für Ambulantes Wohnen im Kreisgebiet. Ein 
weiteres Thema für die Arbeitsgruppe könne die Frage sein, wie diese Bedarfslücke zu füllen 
sei. 

• An die Arbeitsgruppe erging die Bitte, die dargestellten Personengruppen zu quantifizieren. So 
sei eine Priorisierung möglich. 

• Für die weitere Arbeit wurde vorgeschlagen, den Schwerpunkt auf 2-3 signifikante Personen-
gruppen zu legen. Dann könnte im einzelnen herausgearbeitet werden, welche individuellen 
Bedürfnisse diese Menschen haben und wie ein Idealmodell aussehen könnte. 

 
Für die zweite Arbeitsgruppe "Außerinstitutionelle komplementäre Hilfen (Tagesstruktur, Beschäf-
tigungs- und Freizeitangebote)“ stellte Herr Susat die Ergebnisse vor (Anlage 7). Im Bereich der 
Beschäftigung / Arbeit wurde eine relativ gute Abdeckung mit Arbeitsplätzen im Bereich der WfbM be-
scheinigt. Fehlen würden jedoch geschützte Arbeitsplätze „vor“ der WfbM für noch grundsätzlich er-
werbsfähige Menschen (SGB II). Darüber hinaus seien sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze nur 
punktuell vorhanden. Auch diese Zahl sei bei weitem nicht ausreichend.  Als weiteres Problem wurden 
die sog. „Extremfälle“ herausgearbeitet. Eine gewisse Klientel sei derart gesellschaftsunkompatibel, 
dass sie jegliche formgebundene Tagestrukturierung, wie sie bei Arbeits- und Beschäftigungsverhält-
nissen naturgegeben sind, sprengen. 
 
Im Bereich der Freizeitgestaltung böten die einzelnen Anbieter für ihre Kunden viele sehr unterschiedli-
che Angebote an. Wünschenswert seien niederschwellige Angebote (weit unterhalb der Tagesstätten) 
in Form einer festen Anlaufstelle. Als Referenzobjekt könne die „Neue Schmiede“ in Bielefeld dienen. 
Bei einem solchen Angebot könnten zielgruppenübergreifend unterschiedliche Angebote vorgehalten 
werden. Grundsätzlich seien Mobilitätshilfen ein Gelingensfaktor für tagesstrukturierende Angebote 
jeder Art, da diese nur dann Wirkung zeigten, wenn behinderte Menschen sie auch erreichen könnten. 
Die Möglichkeit, Ehrenamtliche mit einzubinden, sollte zudem näher betrachtet werden. 
 
In Ergänzung zu dem Vortrag machte Frau Tanski deutlich, dass im Bereich der Freizeitgestaltung am 
dringendsten Handlungsbedarf bestünde. Dieser Aspekt wurde durch Herrn Jung unterstützt. Er gab zu 
bedenken, dass Freizeit in der heutigen Gesellschaft überwiegend privat organisiert werde, so dass 
grundsätzlich fraglich sei, ob und inwieweit behinderte Menschen überhaupt in das gesellschaftliche 
Leben integrierbar seien. Herr Feischen trug vor, dass möglichst stadtteilorientierte Angebote wün-
schenswert seien, um die Erreichbarkeit zu erhöhen und vorhandene Strukturen zu nutzen. Für den 
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Bereich der Suchtkranken könne, so Herr Strewe, eine Anbindung an ortsansässige Vereine angedacht 
werden. Herr Wedershoven schlug vor, einmal näher zu untersuchen, was konkret getan werden müs-
se, um behinderten Menschen, differenziert nach Art der Behinderungen, ein selbstständiges Leben zu 
ermöglichen. 
 
Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen wurden inhaltlich diskutiert und sollen bis zur nächsten Sitzung 
weiter konkretisiert werden. 
 
Zu TOP 8: 

• Mit Bezugnahme auf das Konjunkturpaket II der Bundesregierung zum Abbau von Doppelzim-
mern fragte Herr Walter an, wie diese Mittel bei den Trägern ankämen. Frau Arntz erklärte, 
dass der LWL sieben Millionen Euro für diesen Zweck erhalten habe. Insgesamt lägen 183 
Vorschläge verschiedener Träger vor. Erste Priorität bei der Vergabe der Fördermittel hätten 
Einrichtungen mit Mehrbettzimmern, dann solche mit Doppelzimmern.  

• Die Sitzung wurde durch Herrn Jung geschlossen. Dieser bedankte sich bei allen Anwesenden 
für die konstruktive Mitarbeit und kündigte an, dass die nächste Regionalplanungskonferenz 
Endes des Jahres 2009 stattfinden werde. Ein konkreter Termin werde noch bekannt gegeben. 

 
 
Anlagen: 
 

1. Anwesenheitsliste 
2. Aktuelle Zahlen des Landschaftsverbandes aus dem Bereich „Wohnen“ mit Stand 31.12.2008  
3. Belegung von stationären Wohnplätzen im Kreis Gütersloh durch Externe 
4. Planungen der WfbM Gütersloh für das Bauprojekt „Unter den Ulmen“ 
5. Ergebnisse der Arbeitsgruppe 1 („Wohn- und Betreuungsformen für Menschen mit erhöhten 

Bedarfen“) 
6. E-Mail der v. B. A. Bethel sowie Schreiben des Haus Nordhorn vom 27.04.2009 
7. Ergebnisse der Arbeitsgruppe 2 ("Außerinstitutionelle komplementäre Hilfen (Tagesstruktur, 

Beschäftigungs- und Freizeitangebote)“) 
 
 
 
 
 
Protokoll: C. Reich  
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